
 

 

 

 

Gemeinsames Statement 

Betroffene Ins�tu�onen in Deutschland äußern sich zur Einstufung als 
‚unerwünschte Organisa�onen‘ in Russland 
In Reak�on auf die kürzlich erfolgte Listung der Deutschen Gesellscha� für Osteuropakunde, der 
Friedrich-Ebert-S��ung, des Lew Kopelew Forums, OWEN – Mobile Akademie für Geschlechterdemo-
kra�e und Friedensförderung und der XZ Founda�on als unerwünschte Organisa�onen in Russland 
haben betroffene Ins�tu�onen ein gemeinsames Statement verfasst, um vor dem Hintergrund der 
russischen Präsidentscha�swahlen auf die Folgen dieser Einstufung hinzuweisen.  

Gemeinsame Erklärung der in Russland als „unerwünschte Organisa�onen“ gelisteten Ins�tu�onen 

Vor kurzem wurde bekannt, dass die Deutsche Gesellscha� für Osteuropakunde, die Friedrich-Ebert-
S��ung, das Lew Kopelew Forum, OWEN – Mobile Akademie für Geschlechterdemokra�e und Frie-
densförderung und die XZ Founda�on auf die Liste der in Russland unerwünschten Organisa�onen 
gesetzt wurden. Damit sind unter den mehr als 145 gelisteten Organisa�onen inzwischen über 20 be-
troffene Organisa�onen aus Deutschland. Sie sind in den Bereichen Poli�k, Zivilgesellscha� und Wis-
senscha� tä�g und bilden damit alle zentralen gesellscha�lichen Tä�gkeitsfelder ab.  

In Russland als unerwünscht eingestu� zu werden, kommt einem Verbot gleich. Russische Staatsan-
gehörige machen sich stra�ar, wenn sie mit uns zusammenarbeiten. Dies gilt auch für eine Zusam-
menarbeit außerhalb Russlands. Jede Koopera�on, ob bei Veranstaltungen, Forschungsprojekten 
oder Publika�onen, kann mit Geldstrafen und im Wiederholungsfall mit Freiheitsstrafen von bis zu 
sechs Jahren geahndet werden.  

Die Konsequenzen für die gelisteten Organisa�onen fallen ganz unterschiedlich aus, je nach Umfang 
der Ak�vitäten in Russland. Wir sind uns aber darin einig, dass es nicht nur darum geht, unsere Arbeit 
zu be- oder verhindern. Vor allem dienen die Einstufungen als Vorwand für Repressionen, mit denen 
die russische Bevölkerung eingeschüchtert werden soll. Und es geht darum, Einfluss auf die deutsche 
Öffentlichkeit zu nehmen. 

Vor dem Hintergrund russischen Präsidentscha�swahlen, die weder frei, geheim noch gleich waren, 
halten wir es für notwendig, auf diese Aspekte mit Nachdruck aufmerksam zu machen. Die Machtpo-
si�on Wladimir Pu�ns wurde durch die “Wahlen” noch einmal gefes�gt und es ist zu befürchten, dass 
die innenpoli�schen Repressionsschrauben weiter angezogen werden und auch neue gegen den Wes-
ten gerichtete Maßnahmen ergriffen werden.  

Wir möchten die folgenden Punkte betonen: 

1. Die Androhung drakonischer Strafen soll russische Staatsbürgerinnen und Staatsbürger davon 
abhalten, mit westlichen Ins�tu�onen zusammenzuarbeiten. Dies richtet sich nicht explizit an 
regimekri�sche Personen, sondern an die Gesellscha� in Gänze. Die Konsequenzen einer Lis-
tung tragen vor allem die russischen Staatsangehörigen, die für oder mit einer ‘Organisa�on’ 
zusammenarbeiten, die zu einer ‘unerwünschten Organisa�on’ erklärt wird.  



2. Die vom Regime in Moskau angestrebte En�lechtung der russischen von westlichen Gesell-
scha�en erreicht damit ein neues Niveau. Die russische Gesellscha� soll isoliert und jegliche 
Kontakte zu westlichen Gesellscha�en unterbunden werden. Die Basis für jedwede Zusam-
menarbeit wird sukzessive zerstört. 

3. Auf diese Weise möchte das Regime in Moskau auch die Deutungshoheit über die Situa�on 
im Land sichern. Kri�sche Äußerungen und objek�ve wissenscha�liche Analysen sollen ver-
hindert werden. Es handelt sich dabei gleichermaßen um einen Angriff auf die Meinungs- und 
Wissenscha�sfreiheit.   

4. Die Listung ‘unerwünschter Organisa�onen’ richtet sich auch gegen die deutsche Öffentlich-
keit. Indem deutsche Ins�tu�onen als Gegner geframed werden, sollen Ängste und Verunsi-
cherungen in der Gesellscha� geschürt werden. Dies ist Teil des Informa�onskriegs gegen 
Deutschland. Moskau versucht offensiv, Einfluss auf die Öffentlichkeit in Deutschland zu neh-
men, Desinforma�onen zu verbreiten und die Gesellscha� so zu spalten. Polarisierungen, die 
durch die Einstufung von Ins�tu�onen als ‘unerwünscht’ verstärkt werden, werden als strate-
gische Ressource genutzt. 

Daraus ziehen wir folgende Schlüsse: 

Wir dürfen nicht Russland die Deutungshoheit darüber überlassen, welche Maßnahmen gegen das 
Regime in Russland geboten sind oder welche Unterstützung für die Ukraine legi�m ist. Wir sollten 
uns nicht einschüchtern lassen von denen, die jede Empörung aus Russland als Beleg dafür heranzie-
hen, dass Deutschlands Engagement zu eskala�v oder zu weitreichend wäre. Wir müssen poli�sche 
Entscheidungen souverän und sachlich disku�eren. 

Unsere Einstufung als in Russland ‘unerwünschte Organisa�onen’ hält uns nicht davon ab, uns auch 
weiterhin für eine demokra�sche und freie Gesellscha� in Russland einzusetzen. Wir tun dies in der 
gebotenen Vorsicht zum Schutz unserer russischen Partnerinnen und Partner. 

 

Berlin, 22. März 2024 

 

Akademisches Netzwerk Osteuropa, akno e.V. 

Austausch e.V. 

Coopera e.V. 

Deutsche Gesellscha� für Osteuropakunde e.V. (DGO) 

Europäischer Austausch 

Heinrich-Böll-S��ung 

XZ Founda�on 

Zentrum für Osteuropa- und interna�onale Studien (ZoiS) 

Zentrum Liberale Moderne (LibMoD) 

 

 

 



Für weitere Informa�onen: 
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